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d) sich den vorgeschriebenen ärztlichen Untersuchun­
gen zu unterziehen und die geforderten fachlichen 
Befähigungsnachweise auf den Gebieten des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brand­
schutzes zu erbringen.

§7
Der Leiter des • Betriebsgesundheitswesens im Kreis 

kann im Einvernehmen mit dem Kreisarzt Ärzte mit 
der Durchführung von Aufgaben entsprechend den­
jenigen eines Betriebsarztes in der volkseigenen Wirt­
schaft beauftragen.* Diese Ärzte haben das Hecht, den 
Genossenschaften ihres Zuständigkeitsbereiches Auf­
lagen zur Abwendung akuter Gefahren für die Gesund­
heit der Betriebsangehörigen und Dritter, die die Lei­
stungen der Genossenschaften in Anspruch nehmen, 
zu erteilen. g g

Die für die Arbeitshygiene zuständigen Inspektionen, 
die Organe der Technischen Überwachung, die Arbeits­
schutzinspektionen des Freien Deutschen Gewerk­
schaftsbundes und die Brandschutzorgane sind berech­
tigt, die Entwicklung des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes bzw. Brandschutzes in den Genossenschaften 
jederzeit an Ort und Stelle zu überprüfen. Sie haben 
das Recht, den Genossenschaften Auflagen zur Ge­
währleistung der Arbeitssicherheit bzw. des Brand­
schutzes zu erteilen. _я 9

(1) Für die Genehmigung von Sonderregelungen zu 
Arbeitsschutzanordnungen gelten die für die volks­
eigene Wirtschaft erlassenen gesetzlichen Bestimmun­
gen entsprechend.** Anträge auf Sonderregelungen 
können beim zuständigen Mitglied des Rates des Krei­
ses und im Falle des § 1 Satz 3 beim Vorsitzenden des 
Wirtschaftsrates des Bezirkes gestellt werden.

(2) Für den Einspruch gegen Auflagen der staatlichen
und gewerkschaftlichen Kontrollorgane des Gesund­
heits- und Arbeitsschutzes sowie für die Ahndung von 
Verstößen gegen diese Anordnung, die Arbeitsschutz­
anordnungen (einschließlich der Arbeitsschutz- und 
Brandschutzanordnungen), die Bestimmungen des Ge­
sundheitsschutzes und Arbeitsschutzes in Standards, die 
Auflagen der Kontrollorgane und gegen die daraus ab­
geleiteten Entscheidungen der Mitgliederversammlung, 
des Vorstandes und des Vorsitzenden der Genossen­
schaft gelten die für die volkseigene Wirtschaft erlas­
senen Bestimmungen über den Einspruch gegen Auf­
lagen der Kontrollorgane und die Strafbestimmungen 
entsprechend.*** g

(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung vom 23. Oktober 
1956 über die Organisierung des Arbeitsschutzes und 
der Sicherheitstechnik in den Produktionsgenossen­
schaften des Handwerks (GBl. I S. 1208) außer Kraft.

Berlin, den 24. November 1964
Der Vorsitzende 

des Volkswirtschaftsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

I. V.: M a r k o w i t s c h
Minister und Erster Stellvertreter des Vorsitzenden

* Zur Zeit gilt der § 24 Abs. 1 der Arbeitsscbutzverorclnung 
vom 22. September 1962 (GBl. II S. 703; Ber. S. 721).

** Zur Zeit gilt der §7 der Arbeitsschutzverordnung vom 
22 September 1962 (GBl. II S. 703; Ber. S. 721) in der Fassung 
der Zweiten Arbeitsschutzverordnung vom 5. Dezember 1963 
(GBl II 1964 S. 15).

*** Zur Zeit gelten die §§ 30 bis 32 der Arbeitsschutzverord­
nung vom 22. September 1962 (GBl. II S. 703; Ber. S. 721).

Anlage
zu § 5 Buchst, i vorstehender Anordnung

Die Meldepflicht von Unfällen, Erkrankungen und 
Schadensfällen

Der Vorsitzende der Produktionsgenossenschaft des 
Handwerks ist verpflichtet,

1. jeden Arbeitsunfall, der mehr als 3 Arbeitsausfall­
tage zur Folge hat, innerhalb von 4 Tagen der Ar­
beitsschutzinspektion auf dem vorgeschriebenen 
Vordruck zu melden. Für jeden Unfallbetroffenen 
ist eine■ besondere Unfallanzeige zu erstatten;

2. meldepflichtige Berufskrankheiten sowie entspre­
chende Verdachtsfälle unverzüglich nach Bekannt­
werden der für die Arbeitshygiene zuständigen In­
spektion im Bezirk zu meiden;

3. Massenunfälle und -erkrankungen sowie Arbeits­
unfälle und Erkrankungen mit bemerkenswerten 
Ursachen bzw. Krankheitsbildern sofort fernmünd­
lich oder telegrafisch dem Kreisarzt zu melden. 
Außerdem sind diese Unfälle und Erkrankungen, 
tödliche Unfälle sowie größere Sachschäden, die 
Belange des Gesundheits- und Arbeitsschulzes be­
rühren, sofort fernmündlich oder telegrafisch der 
für die Arbeitshygiene zuständigen Inspektion im 
Bezirk, der Arbeitsschutzinspektion sowie dem Rat 
des Kreises bzw. (im Falle des § 1 Satz 3) dem 
Wirtschaftsrat des Bezirkes zu melden;

4. meldepflichtige Arbeitsunfälle und Schadensfälle 
an freigabe- bzw. überwachungspflichtigen Anla­
gen sofort der zuständigen Inspektion der Techni­
schen Überwachung mitzuteilen;

5. Brände und Explosionen sofort fernmündlich oder 
telegrafisch dem Volkspolizeikreisamt — Abteilung 
Feuerwehr — sowie dem Rat des Kreises bzw. (im 
Falle des § 1 Satz 3) dem Wirtschaftsrat des Bezir­
kes zu melden. Dies trifft auch für Brände zu, die 
durch Betriebsangehörige oder sonstige Personen 
ohne Einsatz von Brandschutzorganen gelöscht 
wurden.

Anordnung
über die Finanzierung von Kosten, die sich aus der 

Tätigkeit der Einrichtungen und Dienste 
des Veterinärwesens ergeben.

Vom I. Dezember 1964
Auf Grund des § 31 des Gesetzes vom 20. Juni 1962 

über das Veterinärwesen (GBl. I S. 55) wird über die 
Finanzierung von Kosten, die sich aus der Tätigkeit der 
Einrichtungen und Dienste des Veterinärwesens er­
geben, im Einvernehmen mit dem Minister der Finan­
zen folgendes angeordnet:

Kosten im Rahmen der staatlichen 
Ticrseuchenverlnitung und -bekämpfung

§1
(1) Aus dem Staatshaushalt werden die Kosten für 

folgende veterinärmedizinische Maßnahmen getragen: 
a) Impfungen von Zucht- und Nutzlieren gegen 

Maul- und Klauenseuche,'
Schweinepest,
Geflügelpest,
Rinderbrucellose (Lebendimpfstoff),


